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KURZE BEGRÜNDUNG

Das Freiwillige Partnerschaftsabkommen über Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und 
Handel im Forstsektor (FLEGT-VPA) zwischen der Europäischen Union und der Republik 
Kongo ist darauf ausgerichtet, die Forstverwaltungsstrukturen auszubauen, Holzprodukte aus 
dem Kongo zu fördern und die Wettbewerbsfähigkeit des Landes auf dem Weltmarkt zu 
stärken. 

Ungeachtet der berechtigten Hoffnungen, die mit dem Abkommen verbunden werden, weist 
der Entwicklungsausschuss aber darauf hin, dass es bereits als erfolgreich gilt, wenn die Ziele 
und Verpflichtungen im Rahmen des FLEGT-VPA (Verbesserungen im Hinblick auf die 
Grundbesitzverhältnisse und Zugangsrechte der Gemeinschaften zu den Waldressourcen, 
Sicherstellung der wirksamen Beteiligung der Zivilgesellschaft – unter besonderer 
Berücksichtigung indigener Völker – an der politischen Entscheidungsfindung bei Fragen im 
Zusammenhang mit Forstverwaltungsstrukturen, mehr Transparenz und Kampf gegen 
Korruption) ordnungsgemäß umgesetzt werden.

Der Entwicklungsausschuss möchte in diesem Zusammenhang zumindest zwei Überlegungen 
äußern: Einerseits muss für eine wirksame Reformierung der Forstverwaltungsstrukturen 
gesorgt werden, die den Bedürfnissen der von den Wäldern abhängigen Gemeinschaften und 
indigenen Völker gerecht wird, auf der Beteiligung der Zivilgesellschaft an der Rechtsetzung 
sowie auf einem partizipatorischen Ansatz der Waldbewirtschaftung beruht und darauf 
ausgerichtet ist, die Forstverwaltungsstrukturen und Durchsetzungsmechanismen zu 
verbessern und gegen Korruption vorzugehen. 

Andererseits sollte – auch im Hinblick auf die vorstehend genannten Zielsetzungen – in den 
Abkommen durch eindeutige Regelungen festgelegt sein, welche Funktion und welche 
Aufgaben die einzelnen Akteure im Zuge der Rechtsreform, der Einführung eines 
funktionstüchtigen Systems zur Überprüfung der Herkunft von geschlagenem Holz, des 
Aufbaus des institutionellen Rahmens und der Sensibilisierung und der Stärkung der 
Kompetenzen der Akteure haben.

Abschließend möchte der Entwicklungsausschuss noch einmal ausdrücklich klarstellen, dass 
es zwar sowohl im FLEGT-VPA als auch im Programm zur Reduktion von Emissionen aus 
Entwaldung und Waldschädigung (REDD) um die Nutzung von Wäldern geht, es sich jedoch 
um zwei voneinander unabhängige Initiativen handelt, die in den Partnerländern in die 
Ressorts jeweils anderer Minister fallen. Demzufolge können die Konsultationsrunden (und 
nötigenfalls Struktur- und Rechtsreformen) – sowie die Verpflichtung zur 
verantwortungsvollen Führung und Anerkennung der Rechte der indigenen Völker –, die im 
FLEGT-Prozess vorgesehen sind, im Rahmen von REDD-Programmen umgangen werden. 
REDD-Programme sollten also grundsätzlich auf dem FLEGT-Konsultationsprozess aufbauen 
und sich den Ursachen widmen, die der Entwaldung und Waldschädigung zugrunde liegen.

******

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen 
Handel, die Billigung des Vorschlags durch das Parlament vorzuschlagen.


